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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Im März 2021 forderte der SP-Ständerat Paul Rechsteiner (SG) mittels Motion das
Schweizer Bürgerrecht für Menschen, die in der Schweiz geboren wurden (Ius Soli).
Die Schweiz mit ihrer langen demokratischen Tradition sei gegenwärtig nur eine
«Dreivierteldemokratie», da jede vierte Person, welche in der Schweiz lebe, nicht über
das Schweizer Bürgerrecht verfüge. Darunter befänden sich auch viele, welche seit
ihrer Geburt in der Schweiz lebten, hier aufgewachsen seien und das Land als ihre
Heimat betrachteten. Bis zum Erhalt des Bürgerrechts stünden diesen voll integrierten
Personen faktisch viele Hürden im Weg: So etwa Wohnortswechsel oder eine
Sozialhilfeabhängigkeit der Eltern, aber auch das komplexe dreistufige
Einbürgerungsverfahren auf den föderalen Ebenen der Schweiz. Wer hier geboren
worden und aufgewachsen sei, müsse unbedingt als vollwertiges Mitglied der
Gesellschaft anerkannt werden und automatisch das Bürgerrecht erhalten, fasste der
Motionär sein Anliegen im Ratsplenum in der Wintersession 2021 zusammen. Der
Ständerat behandelte die Motion dabei zusammen mit einer Motion Mazzone (gp, GE;
Mo. 21.3112), die ebenfalls eine Erleichterung der Einbürgerung von Ausländerinnen und
Ausländern zweiter Generation verlangte. Anders erachtete Ratskollegin Heidi Z'graggen
(mitte, UR) die Sachlage: Beim schweizerischen Bürgerrecht handle es sich um eine
historische Tradition, welche sehr stark in den föderalen Ebenen des Landes verankert
sei. Die Einführung des aus den angelsächsischen historischen Einwanderungsstaaten
stammenden Ius Soli würde deshalb eine «fundamentale Abkehr von der historischen
Tradition des schweizerischen Bürgerrechts» bedeuten. Nicht zuletzt öffne eine solche
Änderung des Bürgerrechtsprinzips das Tor zur Umgehung von
Migrationsbestimmungen, da eine Staatsbürgerschaft der Kinder ein «sehr starkes
Argument für ein Aufenthaltsrecht der Eltern» darstelle. An der Diskussion im Plenum
beteiligte sich auch Marco Chiesa (svp, TI), der die Einbürgerung nicht als ersten Schritt
des Integrationsprozesses, sondern als Abschluss davon verstand. Der Ständerat lehnte
die Motion in der Folge mit 29 zu 13 Stimmen ab. 1

MOTION
DATUM: 14.12.2021
CATALINA SCHMID

Mittels Motion forderte Ständerätin Lisa Mazzone (gp, GE) eine Änderung der BV, sodass
neben ausländischen Personen der dritten Generation auch Ausländerinnen und
Ausländer der zweiten Generation erleichtert eingebürgert werden können. Die zweite
Generation habe aufgrund der Geburt oder dem Aufwachsen in der Schweiz eine
Beziehung sowie ein Zugehörigkeitsgefühl zur Schweiz entwickelt und erfülle damit die
selben Voraussetzungen wie die Menschen der dritten Generation. In seiner
Stellungnahme beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion. Eine erleichterte
Einbürgerung für die zweite Generation gemäss BV bedeutete, dass diese Kompetenz
neu auf Bundesebene angesiedelt würde, und damit ein weiterer Bedeutungsverlust für
das Kantons- und Gemeindebürgerrecht. Die unteren Staatsebenen könnten in diesem
Fall nur noch über die Einbürgerung der ersten Generation verfügen, so der Bundesrat.
Infolge eines Ordnungsantrags von FDP-Ständerat Andrea Caroni (AR) in der
Wintersession 2021 wurde der Vorstoss der SPK-SR zur Vorberatung zugewiesen.

Am 17. März 2023 wurde die Motion schliesslich abgeschrieben, da die Zweijahresfrist
ohne abschliessende Behandlung in Rat verstrichen war. 2

MOTION
DATUM: 14.12.2021
CATALINA SCHMID
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Strafrecht

Dem Bestreben von Nationalrätin Greta Gysin (gp, TI), die französische und italienische
Terminologie von Artikel 113 StGB (Totschlag) anzupassen, setzte der Ständerat in der
Wintersession 2022 ein Ende. Ziffer 1 der entsprechenden Motion verlangte, auf den
Ausdruck «leidenschaftlich» – in der französischen Fassung wird der Totschlag als
«meurtre passionnel» und in der italienischen Fassung als «omicidio passionale»
bezeichnet – im Randtitel zum Straftatbestand zu verzichten. Die Bezeichnung sei
veraltet und wecke bei juristischen Laien falsche Assoziationen, argumentierte
Ständerätin Lisa Mazzone (gp, GE), die mit ihrer Minderheit beantragte, dieses Anliegen
anzunehmen. Die vorberatende RK-SR habe zwei Linguisten angehört, die bestätigt
hätten, dass der Ausdruck «passion» im heutigen Sprachgebrauch nicht mehr als
heftige Gefühlsregung im Allgemeinen, sondern spezifisch als (Liebes-)Leidenschaft –
und der «crime passionnel» demnach als Eifersuchtsverbrechen – verstanden werde.
Das sei problematisch, weil entsprechende Schlagzeilen dann in der Gesellschaft den
falschen Eindruck erweckten, dass ein Verbrechen aus Eifersucht zu einer
Strafminderung führe. Die Kommissionsmehrheit stellte sich dagegen auf den
Standpunkt, dass der Vorstoss abzulehnen sei, weil es sich um «ein gut etabliertes
juristisch-technisches Vokabular» handle, das in der Rechtsanwendung zu keinerlei
Problemen führe, wie sie im Bericht schrieb. Mit 25 zu 14 Stimmen bei einer Enthaltung
lehnte die Kantonskammer folglich Ziffer 1 ab, wobei sich im Abstimmungsresultat eher
ein Links-rechts- als ein Röstigraben abzeichnete. Ziffer 2 der Motion mit der Variante,
Artikel 113 StGB ganz abzuschaffen, fand indessen auch bei der Kommissionsminderheit
keine Unterstützung und wurde im Rat stillschweigend abgelehnt. 3

MOTION
DATUM: 14.12.2022
KARIN FRICK

Privatrecht

Mittels Motion verlangte Ständerat Thomas Minder (parteilos, SH), dass
Namensänderungen für Personen mit Landesverweis verunmöglicht werden sollen. Die
Möglichkeit zur Namensänderung werde von verurteilten Straftäterinnen und
Straftätern genutzt, um sich wieder eine «reine Weste» zu geben. Bei Personen mit
Landesverweis sei das Argument, die Namensänderung sei notwendig, um die
Resozialisierung in der Gesellschaft zu ermöglichen, allerdings nicht anwendbar. Sie
müssten die Schweiz ohnehin verlassen, weshalb in solchen Fällen das öffentliche
Sicherheitsinteresse höher zu gewichten sei als das individuelle Interesse der
verurteilten Person, begründete der Motionär sein Anliegen. Der Bundesrat zeigte sich
in seiner Stellungnahme bereit, das Anliegen «unter dem Vorbehalt der Wahrung der
Grundrechte der betroffenen Person» umzusetzen, und beantragte die Motion zur
Annahme.
Im Ständerat wurde der Vorstoss in der Wintersession 2021 vor allem vor dem
Hintergrund diskutiert, dass die Schaffhauser Behörden dem verurteilten und mit
Landesverweis belegten Dschihadisten Osama M. eine Namensänderung bewilligt
hatten, wie Motionär Minder schilderte. Sein Schaffhauser Ratskollege Hannes Germann
(svp, SH) erklärte weiter, dass es so «einem Mann mit äusserst grossem
Gefährdungspotenzial [...] beinahe gelungen [wäre], eine neue Identität zu bekommen»,
da er «im Strafregister [fast] irgendwo zwischen Stuhl und Bank verschwunden» wäre.
Der Staat müsse künftig vermeiden, dass es zu einem solchen «Fast-Super-GAU»
kommen könne, appellierte er an die anwesende Bundesrätin Karin Keller-Sutter.
Die Grüne Ständerätin Lisa Mazzone (gp, GE) beantragte die Ablehnung der Motion. Sie
warnte davor, aufgrund eines Einzelfalls zu legiferieren, und betonte, dass sie nicht
einsehe, weshalb in dieser Frage zwischen Verurteilten mit und ohne Landesverweis
unterschieden werden sollte; eine solche Ungleichbehandlung sei nicht gerechtfertigt
und verletze den Verfassungsgrundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz. Wenn es
tatsächlich ein Problem sei, dass ein Strafregistereintrag «bei einem Namenswechsel
einfach verschwinden kann», dann sei das nicht nur bei Personen mit Landesverweis
ein Problem, pflichtete Mathias Zopfi (gp, GL) seiner Fraktionskollegin bei.
Bundesrätin Karin Keller-Sutter bekräftigte den Willen des Bundesrates, die geforderte
Anpassung vorzunehmen, unter dem Aspekt der öffentlichen Sicherheit: «Wenn jemand
unter einer neu angenommenen Identität eine Gefährdung darstellt, dann ist das eine
Gefährdung zu viel.» Mit 28 zu 13 Stimmen bei 2 Enthaltungen nahm die Ständekammer
die Motion an. 4

MOTION
DATUM: 16.12.2021
KARIN FRICK
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Aussenpolitik

Aussenpolitik

Die Schweiz als internationalen Gerichtsstandort weiter zu stärken, war das Ziel einer
Motion, welche die RK-SR im April 2021 einreichte. Dazu sollte der Bundesrat dem
Parlament den Entwurf eines Bundesbeschlusses zur Ratifikation des Haager
Übereinkommens von 2005 über Gerichtsstandsvereinbarungen vorlegen. Der
Bundesrat beantragte die Annahme der Motion. In der Sommersession 2021 warb die
Lisa Mazzone (gp, GE) um Unterstützung für das Anliegen der Kommission. Durch die
Ratifikation des Haager Übereinkommens wären Kantone in der Lage, Gerichte und
Kammern für internationale Handelsstreitigkeiten zu schaffen. Man würde damit auch
eine Lücke bei der Anerkennung und Vollstreckung von Urteilen im Rahmen der
Gerichtsstandsvereinbarung schliessen, sodass die Vollstreckung der Urteile von
Schweizer Gerichten im Ausland sichergestellt würde. Der Ständerat nahm die Motion
stillschweigend an. 5

MOTION
DATUM: 16.06.2021
AMANDO AMMANN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

In der Herbstsession 2022 wies der Ständerat eine Motion von Lisa Mazzone (gp, GE) zur
Schaffung von mehr Transparenz bezüglich ausländischer Investitionen in hiesige
Handelsgesellschaften der RK-SR zur Vorberatung zu. Einen entsprechenden
Ordnungsantrag von Ruedi Noser (fdp, ZH) nahm der Ständerat mit dem Einverständnis
von Mazzone stillschweigend an. Die Genfer Ständerätin erklärte, dass im Schweizer
Handelsregister nicht ersichtlich sei, wer die wirtschaftlich Berechtigten von Schweizer
Handelsgesellschaften sind. Dies berge Risiken, wenn hiesige Unternehmen in
grösserem Ausmass von risikobehafteten, ausländischen Grossanlegerinnen und
-anlegern – beispielsweise Oligarchen auf einer Sanktionsliste – abhängig seien. Daten
dazu könne die eidgenössische Steuerverwaltung dank der Rückerstattungsanträge zur
Verrechnungssteuer bereitstellen, schlug Mazzone als Lösung vor. Der Bundestat hielt in
seiner Stellungnahme fest, dass er die Motion für nicht nötig halte, da zum Teil bereits
gesetzliche Grundlagen zur Erfüllung dieses Anliegens bestünden und von der
Verwaltung aktuell – auf Basis internationaler Entwicklungen im Rahmen der FATF –
eine Anpassung der Normen ausgearbeitet werde. Wie Ruedi Noser erklärte, könne die
Motion dank der Zuweisung an die Kommission zusammen mit jener Vorlage des
Bundesrates behandelt werden. 6

MOTION
DATUM: 28.09.2022
MARCO ACKERMANN

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Als Zweitrat beschäftigte sich in der Wintersession 2022 der Ständerat mit einer
Motion der UREK-NR, welche forderte, dass bei illegalen Bauten ausserhalb der
Bauzonen die Pflicht zur Wiederherstellung des rechtmässigen Zustandes nach
dreissig Jahren verjähren soll. Nachdem der Nationalrat die Motion entgegen der
Empfehlung des Bundesrates knapp angenommen hatte, wiederholte sich die
Geschichte im Ständerat. Die UREK-SR unterstützte das Anliegen ihrer
Schwesterkommission und empfahl die Motion zur Annahme. Kommissionssprecher
Pirmin Bischof (mitte, SO) begründete im Rat den Antrag der Kommission: Das 2021
getroffene Bundesgerichtsurteil zu dem Thema habe zu Rechtsunsicherheit geführt, da
derzeit verschiedene Kantone noch ganz verschiedene Regelungen zu den
Verjährungsfristen bei illegalen Bauten kennen. Es sei deshalb der richtige Zeitpunkt,
hier eine klare Rechtsgrundlage zu schaffen. Das Schweizer Recht habe in
verschiedenen Bereichen national einheitlich geregelte Verjährungsfristen und es sei
unverständlich, weshalb gerade illegale Bauten ausserhalb der Bauzone nicht verjähren
können sollten. Zusätzlich stossend sei, dass das Beseitigungsgebot für unrechtmässig
erstellte Bauten innerhalb von Bauzonen nach dreissig Jahren verjähre, wodurch
innerhalb und ausserhalb der Bauzonen unterschiedliche Regelungen diesbezüglich
gälten. In der Folge führten verschiedene Sprechende noch zusätzliche Argumente an.

MOTION
DATUM: 06.12.2022
ELIA HEER
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Marco Chiesa (svp, TI) verwies etwa auf die über 2'000 Rusticos, die im Kanton Tessin
unter Verdacht stünden, illegal gebaut worden zu sein. An diesen würden aber für viele
Familien lebenslange Erinnerungen hängen. Lisa Mazzone (gp, GE) begründete den
Minderheitsantrag auf Ablehnung der Motion. Es sprächen formelle und inhaltliche
Gründe gegen die Motion. Formell sei es nicht sinnvoll, diese Frage anzugehen,
während parallel dazu das grosse Revisionsvorhaben des RPG von den Räten behandelt
werde. Inhaltlich gebe es wiederum mehrere Gründe für eine Ablehnung. Erstens sei
das Argument der Rechtsgleichheit von Bau- und Nichtbauzonen nicht gerechtfertigt,
da ausserhalb der Bauzonen nur Bundesrecht anwendbar sei. Zweitens sei es wichtig,
dass illegale Gebäude auch nach mehr als dreissig Jahren abgerissen werden müssten,
damit die Trennung von Bau- und Nichtbaugebiet eingehalten werden könne. Drittens
werde mit einer Verjährung nach dreissig Jahren der Druck auf die Gemeinden erhöht,
langwierige Verfahren rasch durchzuführen. Gerade diesen letzten Punkt unterstrich
auch Bundesrätin Simonetta Sommaruga in ihrem Votum. Es sei für die zuständigen
Behörden sehr schwierig und undankbar, gegen Bauten ausserhalb der Bauzone
vorzugehen. Die Beschuldigten hätten oft sehr viele Möglichkeiten, den Abriss ihrer
Baute zu verhindern oder zu verzögern. Ausserdem widersprach die Bundesrätin dem
Argument, dass die Verjährungsfrist Verwaltungsaufwand für die Gemeinden verhindern
würde. Im Gegenteil, es sei sehr aufwändig und teilweise unmöglich zu klären, wann
genau eine Baute erstellt wurde. Sie sprach sich deshalb klar gegen die Motion aus. 
Wie schon im Nationalrat stimmte jedoch auch eine Mehrheit des Ständerats für
Annahme der Motion, die mit 25 zu 16 Stimmen (bei einer Enthaltung) angenommen
wurde. Die Motion kommt nun wieder in die UREK-NR. Dort, so die Überlegung der
Mehrheit der UREK-SR, soll entschieden werden, ob die Forderung der Motion in die
laufenden Arbeiten zur Revision des Raumplanungsgesetzes aufgenommen wird. 7

Bodenrecht

In der Sommersession 2021 beschäftigte sich der Ständerat als Zweitrat mit einer
Motion von Lisa Mazzone (gp, GE) bezüglich des Erwerbs von Anteilscheinen von
Wohnbaugenossenschaften durch in der Schweiz ansässige aussereuropäische
Staatsangehörige. Nach der Wahl von Mazzone in den Ständerat war die Motion im
Nationalrat von ihrem Fraktionskollegen Michael Töngi (gp, LU) übernommen und dort
schliesslich angenommen worden. Nun da die Motion im Ständerat behandelt wurde,
versuchte Mazzone selbst die Mitglieder der kleinen Kammer von ihrem Vorstoss zu
überzeugen. Sie vertrat dabei die Kommissionsminderheit, denn die zuständige RK-SR
hatte die Motion mehrheitlich zur Ablehnung empfohlen. Die Mehrheit der Kommission
argumentierte, dass das Anliegen zwar in der Vernehmlassung zur Revision der Lex
Koller positiv aufgenommen worden sei, eine Mehrheit der Teilnehmenden sich aber für
eine Änderung auf Verordnungsstufe ausgesprochen hätten. Eine solche Änderung auf
Verordnungsstufe sei aber rechtlich nicht möglich und eine Revision auf Gesetzesstufe
aufgrund der ablehnenden Haltung der Vernehmlassungsteilnehmenden diesbezüglich
nicht angezeigt. Die Kommission folgte damit der Haltung des Bundesrates. Mazzone
hingegen argumentierte, dass es aussereuropäischen Staatsangehörigen ohne Änderung
der Bestimmung nicht möglich sei, in Genossenschaftswohnungen zu leben, da dies
einen Erwerb von Anteilsscheinen voraussetzt – was insbesondere für ausländische
Studierende ein Problem sei. Dies entspreche nicht dem Geist der Lex Koller. Da
Personen mit einem B-Ausweis aus dem EU/EFTA-Raum nicht vom Erwerb der
Anteilsscheine ausgeschlossen sind, bestehe zudem eine ungerechtfertigte
Diskriminierung aufgrund der Herkunft. Nicht zuletzt gelte in Genossenschaften das
Prinzip «eine Person, eine Stimme», weshalb der Einfluss von ausländischen Personen
auf die Entscheidungen der Genossenschaft minimal wäre.
Die Mehrheit der kleinen Kammer folgte hingegen der Kommissionsmehrheit und lehnte
die Motion mit 24 zu 13 Stimmen (bei einer Enthaltung) ab. 8

MOTION
DATUM: 16.06.2021
ELIA HEER
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Wohnungsbau und -eigentum

Mitte Mai 2021 reichte die WAK-NR eine Motion ein, mit welcher sie den Bundesrat
auffordern wollte, seinen 2018 verworfenen Vorentwurf einer Änderung des
Bundesgesetzes über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland («Lex
Koller») dem Parlament zu unterbreiten. Der Bundesrat hatte den Vorentwurf 2017
ausgearbeitet und diesem verschiedene Verschärfungen der in der Lex Koller
enthaltenen Massnahmen beigefügt, beispielsweise Bestimmungen zur Verschärfung
des Hauptwohnerwerbs durch Personen aus Nicht-EU-EFTA-Staaten oder ein explizites
Verbot von vollständigen oder teilweisen Umnutzungen von Betriebsstätten zu
Wohnraum. Ausserdem hätte die Vorlage das Anliegen eines Postulates von Antonio
Hodgers (gp, GE; Po. 11.3200) umgesetzt, wonach Staatsangehörigen aus
aussereuropäischen Ländern der Erwerb von Anteilsscheinen an
Genossenschaftswohnungen erlaubt werden solle, damit diese Zugang zu günstigem
genossenschaftlichem Wohnraum haben können. Aufgrund der überwiegend negativen
Rückmeldungen in der Vernehmlassung hatte der Bundesrat das Revisionsvorhaben
jedoch im Juni 2018 aufgegeben. In der Begründung ihrer Motion schreibt die WAK-NR,
dass sie sich zwar bewusst sei, dass der Vorentwurf umstritten war. Die Kommission
wolle sich jedoch nicht im Vorhinein der Diskussion verschliessen, sondern diese im
Parlament austragen. 
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Kommissionsmotion. In seiner
Stellungnahme von Mitte August 2021 begründete er den Antrag mit der seiner Ansicht
nach unveränderten Ablehnung des Entwurfs durch einen Grossteil der interessierten
Organisationen und der Parteien. Dies hätten beispielsweise die Beratungen zu einer
parlamentarischen Initiative der RK-NR (Pa.Iv. 21.400), welche die Bewilligungspflicht
für den Erwerb von Grundstücken durch ausländische Personen auf Betriebsstätten-
Grundstücke hätte ausdehnen wollen, gezeigt. Das Anliegen des Postulates Hodgers sei
mittlerweile in einer Motion Mazzone (gp, GE; Mo. 18.4314) aufgenommen und in dieser
Form vom Ständerat verworfen worden. Und nicht zuletzt seien extern eingeholte
Regulierungsfolgenabschätzungen zum Schluss gekommen, dass es aus ökonomischer
Sicht vorteilhafter ist, bei der bisherigen Regelung zu bleiben. 9

MOTION
DATUM: 18.08.2021
ELIA HEER

Die RK-SR beriet an ihrer Sitzung Mitte Februar 2022 die Motion ihrer
Schwesterkommission, welche die «Änderung des Bundesgesetzes über den Erwerb
von Grundstücken durch Personen im Ausland (Lex Koller) dem Parlament
unterbreiten» wollte. Die Mitglieder der Kommission beschlossen mit 9 zu 3 Stimmen,
dem Ständerat die Ablehnung der Vorlage zu empfehlen. Im Kommissionsbericht
begründete die RK-SR ihren Entscheid insbesondere mit den ablehnenden
Rückmeldungen während der 2017 durchgeführten Vernehmlassung. Gemäss der
Kommission habe sich die Ausgangslage inzwischen nicht wesentlich verändert, auch
nicht im Zuge der wirtschaftlichen Folgen der Covid-19-Pandemie. Im Gegenteil, die
Pandemie habe einmal mehr gezeigt, dass die Berggebiete – insbesondere die
touristisch orientierten Gebiete – auf ausländische Investitionen angewiesen seien.
Nicht zuletzt störte sich die Kommission auch daran, dass die Motion bezüglich der
revisionsbedürftigen Punkte der Lex Koller zu vage formuliert sei und dadurch nicht klar
sei, was genau ihr Anliegen ist. Die links-grüne Minderheit der Kommission beantragte
derweil die Annahme der Motion, da einige Punkte der Revision in der Vernehmlassung
durchaus auf Zustimmung gestossen seien und deshalb im Rat diskutiert werden
sollten.

In der Frühlingssession 2022 beschäftigte sich der Ständerat mit der Motion.
Kommissionssprecher Daniel Fässler (mitte, AI) unterstrich dabei, dass die RK-SR
keinen Handlungsbedarf bei der Lex Koller sehe. Dank dieser besitze die Schweiz
bereits heute ein funktionierendes, restriktives immobilienpolitisches
Regulierungsinstrument, das weder geschwächt noch verschärft werden sollte.
Weiterhin sei nicht klar, welche Änderungen denn mit einer Neubelebung der Vorlage
vorgenommen werden sollten. Eine Lockerung beim Erwerb von Anteilsscheinen von
Wohnbaugenossenschaften sei bereits 2021 im Ständerat verworfen worden. Die 1997
beschlossene Abschaffung der Bewilligungspflicht für den Erwerb von Betriebsstätten
habe sich ebenso bewährt wie der Entscheid, 2005 den Erwerb von Aktien an
börsenkotierten Immobiliengesellschaften 2005 von der Lex Koller auszunehmen.
Änderungen an diesen Entscheiden hätten schwerwiegende Folgen, zudem gebe es
weiterhin keine Unterstützung für solche Verschärfungen, wie beispielsweise eine
kürzlich veröffentlichte und klar ablehnende Stellungnahme der Konferenz der
kantonalen Volkswirtschaftsdirektoren gezeigt habe. Lisa Mazzone (gp, GE) und Carlo
Sommaruga (sp, GE) sprachen sich hingegen für eine Annahme der Motion aus. Sie

MOTION
DATUM: 15.03.2022
ELIA HEER
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argumentierten, dass eine Diskussion über die Lex Koller nötig sei. Verschärfungen in
diesem Bereich, durch die Limitierung des Einflusses von ausländischem Kapitel,
könnten etwa den starken Anstieg der Häuserpreise bremsen. Ausserdem hob Mazzone
hervor, dass ein erneutes Revisionsvorhaben der Lex Koller eine Möglichkeit wäre, doch
noch aussereuropäischen Staatsangehörigen den Erwerb von Anteilscheinen von
Wohnbaugenossenschaften zu ermöglichen. Die aktuelle Regelung verunmögliche
diesen Personen den Zugang zu billigem Wohnraum, was nicht im Sinne der Lex Koller
sei. Nachdem sich auch Beat Rieder (mitte, VS) sowie Bundesrätin Karin Keller-Sutter
ablehnend zur Motion geäussert hatten, schritten die Ständerätinnen und Ständeräte
zur Abstimmung. In dieser sprachen sie sich mit 26 zu 11 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
deutlich gegen die Motion aus. Anders als noch im Nationalrat stimmten die Mitglieder
der SVP-Fraktion in der kleinen Kammer für eine Ablehnung der Motion. 10

Umweltschutz

Abfälle

Der Ständerat diskutierte in der Wintersession 2022 die Motion von Katja Christ (glp,
BS) zum Thema unadressierte Werbung. KVF-SR-Sprecher Josef Dittli (fdp, UR) führte
aus, dass gemäss Motion zukünftig nur diejenigen Personen Werbesendungen erhalten
sollten, die dies explizit wünschen und dies auf ihrem Briefkasten vermerken.
Ausgenommen davon seien Sendungen, auf die sich Zustellorganisationen und
Konsumentenschutzorganisationen geeinigt haben (zum Beispiel Material zu Wahlen).
Eine Kommissionsminderheit um Lisa Mazzone (gp, GE) setzte sich für Annahme der
Motion ein. Mazzone erachtete die Abfallberge, die durch nicht gewollte Werbung
entstehen, als störend. Zudem sei es mancherorts schwierig, sich gegen diese Werbung
zu wehren, wenn die «Keine-Werbung-Kleber» von der Hauswartin oder dem Hauswart
wieder entfernt würden. Die Kommissionsmehrheit beantragte hingegen, die Motion
abzulehnen. Sie vertrat die Ansicht, dass der geforderte Systemwechsel für die
Bevölkerung keinen Mehrwert bringe. Um unnötige Papierberge zu vermeiden, welche
durch unerwünschte Werbung entstünden, sei es zielführender, direkt bei den
werbenden Unternehmen zu intervenieren und diese dazu aufzufordern, sich an die
Wünsche der Haushalte zu halten, wie Josef Dittli argumentierte. Nachdem sich
Bundesrätin Sommaruga dem Votum der Kommissionsmehrheit angeschlossen hatte,
lehnte die kleine Kammer die Motion mit 32 zu 12 Stimmen ab. 11

MOTION
DATUM: 06.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

En décembre 2018, alors qu'elle était encore conseillère nationale, Lisa Mazzone avait
déposé une motion demandant au Conseil fédéral de prendre les mesures nécessaires
pour permettre aux cantons de prolonger eux-mêmes les autorisations d'exercer une
activité lucrative pour certaines personnes au-delà de leur délai de départ. Le but
d'une telle démarche serait de permettre aux personnes requérantes d'asile déboutées
de travailler. Les délais entre la décision de départ et le renvoi effectif peuvent être
très longs, voire même interminables, quand par exemple les renvois prononcés ne sont
pas exécutables. 
L'objet a été traité, en octobre 2020, à la chambre du peuple. Le vert Nicolas
Walder(verts, GE) l'a repris, Lisa Mazzone ayant été élue au Conseil des Etats. La
ministre de Justice et Police Karin Keller-Sutter s'est prononcée au nom du Conseil
fédéral contre la motion. Elle a annoncé que la possibilité théorique existait de
prolonger le droit de travailler au-delà du délai de départ, mais qu'elle n'avait jamais
été utilisée. Elle a ajouté trouver «inopportun» qu'une telle compétence relève des
cantons, soulignant également que les personnes déboutées sont «moins motivées» à
quitter la Suisse si elles ont l'autorisation d'y travailler. Ces arguments ont convaincu
une majorité du Conseil national (112 voix) à l'exception des groupes socialiste et vert,
ainsi que cinq membres du groupe du centre (en tout 67 voix). 12
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Les conditions pour le regroupement familial dans le droit d'asile sont, selon Lisa
Mazzone (pes, GE), trop strictes. Pour les personnes dont le statut de réfugié-e a été
reconnu (permis B), les membres de la famille nucléaire (conjoint-e et enfant-s mineur-
e-s) peuvent venir en Suisse sans délai. Il est nécessaire, pour les personnes au
bénéfice d'une admission provisoire (permis F), d'être indépendantes financièrement,
de pouvoir offrir à leur famille un logement approprié et enfin d'observer une période
de carence de trois ans pendant laquelle la famille n'a pas le droit de venir en Suisse.
Estimant que ces règles contreviennent durement au droit constitutionnel à la famille,
la conseillère Mazzone demande, via une motion, la suppression du délai et des
obstacles financiers au regroupement familial pour les détenteur-ices de permis F et
l'élargissement de la notion de famille au-delà du noyau, afin d'y inclure les parents,
grands-parents, les petits-enfants et les frères et sœurs pour les deux catégories de
permis. Suite à l'élection de l'écologiste genevoise au Conseil des États, sa camarade
zurichoise Katharina Prelicz-Huber a repris l'objet. Elle l'a défendu en vain en chambre
basse, qui l'a refusé par 117 voix contre 62, sans débat. Le camp vert-rose était seul à se
montrer en faveur de la motion. 13

MOTION
DATUM: 30.10.2020
SOPHIE GUIGNARD

Frauen und  Gleichstellungspolitik

En septembre 2020, le Conseil national a classé une motion qui demandait au Conseil
fédéral d'élargir la protection des victimes de violences conjugales. Le texte proposait
d'assurer une protection équivalente aux victimes, qu'elles soient ressortissantes ou
non de l'Union européenne (levant ainsi la réserve émise à la Convention d'Istanbul), de
faire en sorte que le recours à l'aide sociale ne permette plus de refuser le
renouvellement de permis de séjour et enfin que les informations fournies par les
services spécialisés dans les violences conjugales soient systématiquement prises en
compte. Suite à l'élection de Lisa Mazzone au Conseil des Etats, sa collègue de parti
Léonore Porchet a repris l'objet. Elle n'aura cependant pas l'occasion de le défendre en
tribune, le Conseil n'ayant pas achevé l'examen dans le délai de deux ans, ce qui a
conduit à son classement.

MOTION
DATUM: 25.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

La campagne d'information et de sensibilisation contre le sexisme proposée par
Regula Rytz (verts, BE) au Conseil national et acceptée par les député-e-s, n'a pas passé
la rampe au Conseil des États. Le résultat du vote a été très serré: 21 voix contre 20,
sans abstention. Le «scandale de la RTS» à savoir la révélation par le journal Le Temps
de faits de harcèlement sexuels perpétrés au sein de la RTS, notamment par l'un de ses
présentateurs les plus populaires, Darius Rochebin, ainsi que l'attitude de la hiérarchie,
qui a selon le journal couvert les faits et protégé les agresseurs, a été cité à plusieurs
reprises pendant le débat. Les oppositions à la motion sont à chercher notamment du
côté de l'UDC et du PLR. La sénatrice Johanna Gapany (plr, FR), qui faisait partie de la
minorité de la commission opposée à la motion, s'est fait épingler dans la presse du
canton de Fribourg, qu'elle représente aux États, pour avoir été la seule femme du
Conseil à voter contre la campagne. Elle a finalement accordé un entretien au
quotidien, où elle a exposé les raisons de son vote, qui a fait basculer le résultat. Selon
la sénatrice, une campagne de prévention n'est pas une mesure suffisamment
concrète. Elle se défend d'ailleurs d'être féministe, estime que considérer qu'elle doit
accepter toutes les mesures contre le sexisme parce qu'elle est une femme est une
forme de discrimination et enfin que le sexisme ne concerne pas tout le monde. Les
sénatrices Maret (pdc, VS) et Mazzone (verts, GE) se sont déclarées «atterrée» et «très
fâchée» par le résultat du vote. 14
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Mit einer Motion hatte Benjamin Roduit (mitte, VS) im Frühling 2021 verlangt, dass die
Regeln der französischen Sprache in allen Dokumenten der Bundesverwaltung
eingehalten werde, statt dass diese im Zuge einer inklusiven oder
geschlechtergerechten Sprache aufgegeben werde. Nachdem der Nationalrat das
Anliegen in der Sommersession 2022 angenommen hatte, befand der Ständerat in der
Wintersession 2022 darüber. Kommissionssprecherin Lisa Mazzone (gp, GE) erklärte,
dass sich die SPK-SR mit 5 zu 1 Stimme (bei 5 Enthaltungen) gegen die Vorlage
ausgesprochen habe, da es bereits entsprechende Weisungen von der Bundeskanzlei
gebe. So werde etwa in einem Dokument explizit erwähnt, dass alternative
Schreibweisen, wie etwa die Verwendung des Gendersternchens, nicht gestattet seien.
Ausserdem komme die Bundeskanzlei ihrer Prüffunktion nach, etwa indem sie das
Amtliche Bulletin vor der Veröffentlichung diesbezüglich kontrolliere. Da es keinen
Gegenantrag gab, lehnte der Ständerat die Motion in der Folge stillschweigend ab. 15

MOTION
DATUM: 14.12.2022
SARAH KUHN

Medien

Presse

Le Conseil des États a unanimement rejeté la motion de la CTT-CN, qui demandait la
prolongation des mesures de soutien à la presse écrite mises en place durant la
pandémie. Au nom de la CTT-CE, Lisa Mazzone (verts, GE) a fait remarquer que la
motion ne constituait pas une bonne solution pour remédier aux problèmes rencontrés
par la presse. En prévoyant de prolonger provisoirement les aides pour l'année 2022,
l'objet était déjà quasiment obsolète. Pour la verte genevoise, cela ne remettait
cependant pas en cause le besoin d'aide financière à la presse. Elle a évoqué les tarifs
postaux pour la distribution des journaux, les mesures peu contestées du paquet d'aide
aux médias, et le projet de légiférer sur les droits voisins en faveur des médias, comme
autant de sujets qui alimenteront les discussions au Parlement en 2023. 16

MOTION
DATUM: 06.12.2022
MATHIAS BUCHWALDER

1) AB SR, 2021, S. 1376 ff. ; CdT, Lib, NZZ, TA, 15.12.21; AZ, 16.12.21
2) AB SR, 2021, S. 1376 ff.; Mo. 21.3112
3) AB SR, 2022, S. 1346 ff.; Bericht RK-SR vom 14.10.22; CdT, 15.12.22
4) AB SR, 2021, S. 1411 ff.; Mo. 21.4183
5) AB SR, 2021, S. 694; Mo. 21.3455
6) AB SR, 2022, S. 977 f.
7) AB SR, 2022, S. 1182 ff.
8) AB SR, 2021, S. 694 ff.
9) Mo. 21.3598
10) AB SR, 2022, S. 183 ff.; Bericht der RK-SR vom 17.02.22; NZZ, 16.3.22
11) AB SR, 2022, S. 1171 f.
12) BO CN, 2020, p. 2081 s.
13) BO CN, 2020, p. 2080
14) BO CE, 2020, p. 1289 ss.; LT, 31.10.20; Lib, 11.12., 12.12.20
15) AB SR, 2022, S. 1327 ff.
16) BO CE, 2022, p. 1193
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